
 Syringa vulgaris   Flieder 
 Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 
 Viburnum opulus   Gemeiner Schneeball 

 
Pflanzliste 4: Bachufergehölze 
 Alnus glutinosa   Schwarzerle 
 Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
 Fraxinus excelsior   Gemeine Esche 
 Quercus robur   Stieleiche 
 Salix alba    Silberweide 
 Salix fragilis   Bruchweide 

 

Pflanzliste 5: Straßenbäume 
 Acer platanoides „Cleveland“ Spitzahorn 
 Acer platanoides „Olmstedt“ Spitzahorn 
 Aesculus carnea   Rotblühende Kastanie 
 Alnus spaethii   Erle Spaethii 
 Corylus colurna   Baumhasel 
 Platanus acerifolia   Platane 
 Pyrus calleryana „Chanticleer" Stadtbirne 
 Quercus petraea   Traubeneiche 
 Quercus robur   Stieleiche 
 Tilia cordata „Greenspire“  Amerikanische Stadtl inde 
 Tilia europaea   Holländische Linde 

 

Ansaaten 
Ansaaten sollten mit geprüften Mischungen gemäß den Regelsaatgutmischungen der 
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) erfolgen. Diese 
garantieren eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit gutem 
Anwuchsergebnis. 

 Für Freiflächen, extensive Wiesen: RSM 7.1.2 Landschaftsrasen Standard mit Kräutern, 
Regelaussaatmenge: 15 - 20 g / m2 

 Für die Dachbegrünung: RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung, Regelaussaatmenge: 5 g / m2 

Anlage 2: Pflanzlisten 

 
Pflanzliste 1: Heimische Laubbäume 
 Acer campestre   Feldahorn 
 Acer platanoides   Spitzahorn 
 Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
 Carpinus betulus   Hainbuche 
 Juglans regia   Walnuss 
 Prunus avium   Vogelkirsche 
 Quercus petraea   Traubeneiche 
 Quercus robur   Stieleiche 
 Sorbus aria   Mehlbeere 
 Sorbus aucuparia  Eberesche 
 Sorbus domestica  Speierling 
 Sorbus torminalis  Elsbeere 
 Tilia cordata   Winterlinde 
 Tilia platyphyllos   Sommerlinde 

 

Pflanzliste 2: Heimische Sträucher 
 Acer campestre   Feldahorn 
 Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
 Corylus avellana   Hasel 
 Crataegus laevigata  Zweigriffliger Weißdorn 
 Crataegus monogyna  Eingriffliger Weißdorn 
 Euonymus europaeus  Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
 Ligustrum vulgare  Liguster 
 Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
 Rosa canina   Hundsrose 
 Salix caprea   Salweide 
 Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 
 Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
 Viburnum opulus   Gemeiner Schneeball 

 

Pflanzliste 3: Sträucher für Gärten und Freianlagen 
 Acer campestre   Feldahorn 
 Amelanchier ovalis  Felsenbirne 
 Buddleia alternifolia  Schmetterlingsstrauch 
 Buddleia davidii   Sommerflieder 
 Buxus sempervirens  Buchsbaum 
 Cornus mas   Kornelkirsche 
 Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
 Corylus avellana   Hasel 
 Ligustrum vulgare  Liguster 

 
 
 Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
 Ribes alpinum   Alpenjohannisbeere 
 Ribes nigrum   Schwarze Johannisbeere 
 Rosa canina   Hundsrose 
 Rosa rubiginosa   Weinrose 
 Salix caprea   Salweide 
 Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 

Unterhaltungselektronik 

Rundfunk-, Fernseh- und phonotechnische 
Geräte, Videokameras und -rekorder, Telefone 
und Zubehör, Audio/CD, Zubehör zur 
Unterhaltungselektronik, PC und Zubehör, 
Software

Elektrogeräte, Leuchten 

Elektrogroßgeräte (Kühl- und Gefrierschränke, 
Kochgeräte, Waschmaschinen, Wäschetrockner, 
Geschirrspülmaschinen etc = „weiße Ware“), 
Elektrokleingeräte (Toaster, Kaffeemaschinen, 
Rühr- und Mixgeräte, Staubsauger, Bügeleisen 
etc. = „braune Ware“), Leuchten 

 
Bad Homburger Sortimentsliste

Nicht zentrenrelevante Sortimente

Möbel 

Möbel (auch Büromöbel), Holz-, Korb- und 
Korkwaren, Wohneinrichtungsbedarf, 
Bodenbeläge, Antiquitäten, Kunst, Bilder, 
Rahmen, Bettwaren, Matratzen, Teppiche 
(Einzelware), Höherwertige Bodenbeläge 
(Teppiche)

Bau- und Gartenmarktsortimente 

Baumarktspezifische Waren (Tapeten, Lacke, 
Farben, Baustoffe, Bauelemente, Schrauben, 
Kleineisen, Installationsbedarf, Gartengeräte, 
Gartenmöbel, Werkzeuge und Maschinen, 
Elektrozubehör (z. B. Bohrmaschinen, 
Rasenmäher, Kfz-Zubehör, Fahrräder, Blumen 
(außer Schnittblumen), Sämereien 

beachten. Zwischen Oberleitungsanlagen und Ästen von Bäumen und Sträuchern ist ein Abstand 
von mindestens 2,50 m einzuhalten. 

 Die Vorflutverhältnisse der Bahnanlagen dürfen durch Baumaterialien, Erdaushub etc. nicht zu 
Ungunsten der DB AG verändert werden. Oberflächen- oder sonstige Abwässer dürfen dem 
Bahngelände nicht zugeleitet werden. 

 die Deutsche Bahn AG ist bei Baugenehmigungsverfahren für Baumaßnahmen in unmittelbarer 
Nähe der Bahnanlagen zu beteiligen. 

 Das Betreten und verunreinigen der Bahnanlagen ist gemäß der Eisenbahn Bau- und 
Betriebsordnung  (EBO) untersagt. Wo dies notwendig erscheint, müssen vom Anlieger oder 
dessen Rechtsnachfolger Schutzmaßnahmen entlang der Bahngrenze vorgesehen werden. 
Verunreinigungen, die nachweisbar von den Grundstücksbenutzern auf/an den Bahnanlagen 
verursacht werden, werden auf Kosten der Eigentümer oder ihrer Rechtsnachfolger entsorgt. 

 Ordnungswidrigkeiten: 
Wer einer nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch 
zuwiderhandelt, dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört wird, handelt 
ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,- € geahndet 
werden (§ 213 Abs. 2 BauGB).  

 

 

V ANLAGE ZU DEN TEXTLICHEN FESTSETZUNGEN 
 
Anlage 1: Bad Homburger Sortimentliste 
 

Bad Homburger Sortimentsliste
Zentrenrelevante Sortimente

darunter nahversorgungsrelevante Sortimente

Nahrungs- und Genussmittel 
Nahrungs- und Genussmittel, Tabakwaren, 
Getränke, Backwaren, Konditoreiwaren, Fleisch- 
und Wurstwaren 

Gesundheit und Körperpflege 
Parfümerie, Drogerie- und Körperpflegeartikel, 
Sanitätsbedarf (medizinische und orthopädische 
Artikel, keine Apotheken), Hörgeräte 

Bau- und Gartenmarktsortimente  Schnittblumen, zoologischer Bedarf (insbes. 
Tierfutter) 

weitere zentrenrelevante Sortimente

Schreibwaren, Papier, Bücher Schreib- und Papierwaren, Schul- und 
Büroartikel, Sortimentsbuchhandel, Zeitschriften 

Bekleidung 

Herrenbekleidung, Damenbekleidung, 
Kinderbekleidung, Lederbekleidung, Meterware 
für Bekleidung, Kurzwaren, Handarbeitswaren, 
Bekleidung allgemein, wenn oben nicht 
zuzuordnen, Dessous, Nachtwäsche, 
Berufsbekleidung 

Schuhe Schuhe, Sportschuhe 

Spielwaren, Sportartikel, Hobby 
Spielwaren, Bastelbedarf im weitesten Sinne, 
Musikinstrumente, Waffen, 
Sammlerbriefmarken, Pokale, Vereinsbedarf, 
Sportgeräte, Campingartikel, Sportbekleidung 

Babyausstattung Babyausstattung 
Erotikartikel Erotikartikel 

Hausrat, Glas, Porzellan 
Hausrat, Schneidwaren, Bestecke, 
Haushaltswaren, Porzellan, Glas, Feinkeramik, 
Geschenkartikel

Haus- und Heimtextilien Haus- und Heimtextilien, Tischwäsche, Gardinen 
Uhren, Schmuck, Optik, Lederwaren, 
Taschen

Fotoerzeugnisse, Uhren, Schmuck, Optik, 
Lederwaren, Taschen 

 

 Im Bereich der ehemaligen Bahnflächen ist mit Belastungen oder Verunreinigungen des Bodens 
zu rechnen. Insofern können im Rahmen von Baumaßnahmen jeglicher Art, die in den Boden 
eingreifen, Maßnahmen zur Sicherung oder Sanierung kontaminierter Flächen erforderlich 
werden. Vor einer Bebauung sollten umwelttechnische Untersuchungen zur Nutzbarkeit und zur 
Verwertung von Bodenaushub durchgeführt werden. 

 Die Löschwasserversorgung ist gemäß Arbeitsblatt W 405 des DVWG (Deutscher Verein des Gas-
und Wasserfachs) sicherzustellen. 

 Die Süwag Netzservice GmbH weist darauf hin, dass außer der bestehenden Trafostation an der 
Daimlerstraße zurzeit im weiteren Umkreis keine Möglichkeit für den Anschluss zur Versorgung 
einer größeren Baustelle besteht. Die Verlegung von Versorgungsleitungen auf gesicherten 
Trassen ist daher für die Erschließung und Bebauung frühzeitig erforderlich. 

 Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern, 
dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen 
stattfindet. Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschließungs-
und Baumaßnahmen zu unterrichten. 

 Die Fußwege im Plangebiet sollen wasserdurchlässig befestigt werden. Der Abflussbeiwert soll 
einen Wert von 0,7 nicht überschrei ten. 

 Mit dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 

 Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, entdeckt 
werden. Diese sind nach § 20 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und 
Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer 
Endscheidung zu schützen     (§ 20 Abs. 3 HDSchG). 

 Der Oberboden ist zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915 Blatt 2 abzuschieben und 
einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Anfallender überschüssiger Erdaushub ist einer 
Wiederverwertung zuzuführen.  

 Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 und 
19731 sowie die Forderungen des Bodenschutzes (BBodSchG und BBodSchV) zu beachten. 

 Bei der Errichtung von Kellergeschossen und Tiefgaragen sind die Grundwassersituation im 
Plangebiet und die Hochwasserverhältnisse am Dornbach zu beachten. 

 Bei der Objektplanung für den "Bahnhofsplatz Süd" und Baumaßnahmen in den Kerngebieten mit 
der Nutzungsschablone E beiderseits der Bahnunterführung sind die Hochwasserverhältnisse am 
Dornbach zu beachten. 

 Von den Bauherren auf den Baugrundstücken durchzuführende grünordnerische Maßnahmen sind 
nach Fertigstellung der baulichen Anlagen, spätestens in der nächstfolgenden Vegetationsperiode 
durchzuführen. 

 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen nördlich des Plangebietes 
entstehen Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Abgase, 
Funkenflug usw.). In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke kann es bei Flussdichten 
von > 1 µT zu Störungen von herkömmlichen Röhrenbildschirmen, medizinischen 
Untersuchungsgräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten kommen. 

 Während der Dauer von Baumaßnahmen auf dem Gleiskörper wird mit Gleisbaumaschinen 
gearbeitet. Hier werden zur Warnung des Personals gegen die Gefahren aus dem 
Eisenbahnbetrieb Tyfone und Signalhörner eingesetzt. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche 
auf Schutzmaßnahmen können gegen die Deutsche Bahn AG weder vom Antragsteller, noch von 
dessen Rechtsnachfolger geltend gemacht werden, da die Bahnlinie planfestgestellt ist.  

 Da Straßenbaumaßnahmen teilweise in direkter Nachbarschaft zum Bahngelände geplant sind, ist 
es erforderlich, an eventuellen Unfallschwerpunkten (Bögen etc.) Schutzeinrichtungen zwischen 
der Straße und dem Bahngelände einzuplanen. Parkplätze und Zufahrten müssen auf ihrer 
gesamten Länge zur Bahnseite hin mit Schutzplanken oder ähnlichem abgesichert werden, damit 
ein Abrollen zum Bahngelände hin verhindert wird. Die Schutzeinrichtungen sind vom Bauherrn 
bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden 
Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

 Bei der Bepflanzung von Grundstücken zur Bahnseite hin dürfen keine windbruchgefährdeten 
Hölzer (z.B. Pappeln) sowie stark rankende und kriechende Gewächse (z.B. Brombeeren) 
verwendet werden. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände ist entsprechend der Wuchshöhe 
zu wählen. Zu den Mindestpflanzabständen gegenüber der Bahnlinie ist die Bahnrichtlinie 882 zu  

III NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

 gemäß (§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 

1 Das vorhandene Stellwerk der DB AG wird gemäß Planeintrag als Fläche für Bahnanlagen 
nachrichtlich übernommen. 

2 Nach Landesrecht geschützte Einzeldenkmäler gemäß nachrichtlicher Übernahme in die 
Planzeichnung. 

3 Das Plangebiet liegt in der Zone C und D (Quantitative Schutzzone) des festgesetzten, 
staatlich anerkannten Heilquellenschutzgebietes der Kur- und Kongress-GmbH Bad Homburg 
v.d.Höhe. Die Verbote der Schutzverordnung vom 28.11.1985 sind zu beachten.  

3 Das Plangebiet liegt in der Zone III des Trinkwasserschutzgebietes für die Wasser-
gewinnungsanlagen der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe. Die Verbote der Schutzverordnung 
vom 09.05.1979 sind zu beachten. 

 

 

IV HINWEISE 
 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich mehrere umweltrelevante Altflächen, die 

im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet sind. 

 Bei dem Flurstück Nr. 125/5 handelt es sich um eine Altablagerungshinweisfläche mit der 
Schlüssel-Nr. HLUG-ID 434 001 000 000 022 (Lokschuppen). 

 Im Bereich des Flurstückes Nr. 131/5 befindet sich ein Altstandort mit der Schlüssel-Nr. HLUG-ID 
434 001 010 001 096 (Herstellung von Geräten, Apparaten und Maschinen für Nahrungs-, chem. 
u. pharm. Industrie). Das bestehende Laborgebäude wurde auf diesem Altstandort modernisiert. 

 Das Flurstück Nr. 99/48 ist als Altstandort mit der Schlüssel-Nr. HLUG-ID 434 001 010 001 740 
(Herstellung von Korrekturflüssigkeit) verzeichnet. Das bestehende Bürogebäude wurde auf 
diesem Altstandort errichtet. 

 Auf dem Flurstück Nr. 125/7 sind zwei Verdachtsfälle auf Grundwasserschaden nach HWG 
benannt mit den Schlüssel-Nrn. HLUG-ID 434 001 000 000 007 und HLUG-ID 434 001 000 000 
008. Die Verdachtsfälle liegen im Bereich des noch in Betrieb befindlichen Schrottplatzes der Fa. 
Krebs. Aufgrund der erheblichen Bodenverunreinigungen im Bereich dieses Platzes wird der 
Kontaminationsbereich ebenfalls im Bebauungsplan gekennzeichnet. Im Vorfeld der 
vorgesehenen Umnutzung sind die Sanierungs- oder Sicherungsalternativen im Rahmen einer 
Variantenstudie zu prüfen und mit dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abt. Staatliches 
Umweltamt Wiesbaden, abzustimmen. 

2.4 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel 
aufleuchtendem Licht sind nicht zulässig. An der im Kerngebiet den Bahnanlagen 
zugewandten Fassadenseite ist hiervon abweichend die Anbringung einer Medienfassade 
zulässig.  

2.5 Leuchtwerbung in Form von Himmelsstrahlern (sog. Skybeamern) bzw. lichtstarken, 
bündelnden Werbescheinwerfern ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulässig.
 

3 Begrünung baulicher Anlagen sowie Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung von 
Grundstücksfreiflächen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

3.1 Im Gewerbegebiet und im Kerngebiet sind die Flächen von Flachdächern oder flach 
geneigten Dächer bis 15° Dachneigung zu mindestens 80 % extensiv zu begrünen. 

3.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind gärtnerisch 
anzulegen und zu pflegen. Bei den Pflanzungen sind vorrangig heimische Bäume und Sträu-
cher oder Obstgehölze zu verwenden. Zur Verwendung von Bäumen und Sträuchern sind in 
den Pflanzlisten 1 bis 3 Empfehlungen gegeben.  

3.3 Im Gewerbegebiet sind mindestens 20% der Grundstücksfläche von Bodenversiegelung 
freizuhalten und zu begrünen. 

3.4 Parkplätze, Zufahrten und andere Befestigungsflächen auf den Baugrundstücken sind mit 
versickerungsfähigen Materialien zu befestigen, soweit Belange des Umweltschutzes dem 
nicht entgegenstehen. 

3.5 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
straßensei tiger Baugrenze dürfen nicht als Arbeits- oder Lagerfläche genutzt werden. Die 
Flächen sind, soweit sie nicht als Stellplatzfläche oder für ausnahmsweise zulässige Zu- und 
Ausfahrten von Tiefgaragen genutzt werden, gärtnerisch zu gestalten. 

3.6 Mauern und fensterlose Wandflächen von mehr als jeweils 200 m2 sind im Gewerbegebiet mit 
Klettergehölzen zu begrünen. 

3.7 Die in den Sichtwinkel des Stellwerks der DB AG fallenden Bereiche sind von jeglicher 
Sichtbehinderung durch Bebauung oder Einfriedung über 1,0 m, gemessen an der 
Fahrbahnoberkante, freizuhalten. 

 

4 Einfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
4.1 Grundstückseinfriedungen im MI-Gebiet sind nur in Form von transparenten Zäunen 

(mindestens 50% Öffnungsfläche) bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig. Geschlossene 
Einfriedungen (z.B. Mauerwerk, Holzelemente) sind nur bis zu 1,00 m Höhe zulässig. 
Abweichende Konstruktionen können zugelassen werden, wenn sie aufgrund einer 
entsprechenden Eingrünung mit heimischen Laubgehölzen von der öffentlichen 
Erschließungsanlage aus nicht in Erscheinung treten.  

4.2 Grundstückseinfriedungen im GE-Gebiet sind nur in Form von transparenten Zäunen 
(mindestens 50% Öffnungsfläche) bis zu einer Höhe von 1,80 m zulässig. Abweichende 
Konstruktionen können zugelassen werden, wenn sie aufgrund einer entsprechenden 
Eingrünung mit heimischen Laubgehölzen von der öffentlichen Erschließungsanlage aus nicht
in Erscheinung treten. 

4.3 Müllbehälter und Lagerplätze in den MK- und GE-Gebieten sind vom Straßenraum in 
ortsfesten Anlagen (z.B. Mauern, Zäune) unterzubringen oder durch Eingrünungen 
abzuschirmen.  
 

5 BEWIRTSCHAFTUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER (§ 42 Abs. 3 HWG in 
Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB) 
Für das auf Dachflächen und anderen geeigneten Flächen anfallende Niederschlagswasser 
ist eine Rückhaltemöglichkeit herzustellen. Das anfallende Niederschlagswasser ist als 
Brauchwasser oder zur Bewässerung der Grundstücksfrei flächen zu verwenden oder im 
möglichen Umfang zu versickern. (§ 42 Abs. 3 HWG in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB). 

Gleichung 10 der DIN-ISO 9613 Teil 2, eine Emissionshöhe von 1m und eine Aufpunkthöhe 
von 5,6m über dem Boden berücksichtigt werden. Die Berechnungen werden ohne die 
Abschirmung durch Gebäude auf ebener Fläche bei einer Mittenfrequenz von 500 Hz 
durchgeführt. Unabhängig vom Berechnungsergebnis wird als kleinstes Kontingent ein 
Immissionsrichtwertanteil festgesetzt, welcher den Immissionsrichtwert um maximal 15 dB(A) 
unterschreitet.  
 

9 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

 Zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen und von Fußwegen erforderliche 
Böschungen und Stützbauwerke sind, soweit sie außerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen 
liegen, auf den Baugrundstücken zu dulden und verbleiben weiterhin in der Nutzung des 
jeweiligen Grundstückseigentümers. Die vorübergehende Inanspruchnahme der Grundstücke 
zur Herstellung von Straßenböschungen und Stützbauwerken ist zu dulden. 
 

10 Kennzeichnung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind und zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffende 
bauliche und sonstige technische Vorkehrungen (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB i.V. m. §  
Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Kennzeichnung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind, gemäß Eintrag in der Planzeichnung. 

 

 

II BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungs-
plan gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 81 HBO 

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
1.1 Sämtliche Dachflächen im Gewerbegebiet sind als Flachdächer bzw. flachgeneigte Dächer 

bis zu 15° Neigung auszuführen. Haustechnische Aufbauten auf den Dachflächen sind nur bis 
zu einer Höhe von 2,0 m in Bezug auf die Oberkante Rohkonstruktion der letzten 
Geschossdecke zulässig. Sie müssen mind. 3,0 m hinter die Fassadenebene des darunter 
liegenden Geschosses zurücktreten und zu allen Seiten einheitlich eingehaust sein. Abluft-
bzw. Abgasrohre sind von diesen Regelungen ausgenommen. 

1.2 Bauliche Anlagen dürfen nicht flächenhaft mit grellen Farben und/oder stark reflektierenden 
Oberflächenstrukturen und/oder Dachflächen gestaltet werden. Soweit die Fassadenflächen 
der Energiegewinnung oder Energieeinsparung dienen, sind auch reflektierende Bauteile (z.B. 
transparente Wärmedämmung, Verkleidungen mit Solarpanels etc.) zulässig. Unabhängig 
von ihrer konstruktiv bedingten Farbgebung sind auch in die Dachflächen integrierte Anlagen 
zur Energiegewinnung zulässig. 
 
 

2 Werbeanlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
2.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie sind auf die Art der 

Dienstleistung und den Betreiber zu beschränken. Abweichend kann Markenwerbung 
zugelassen werden. Als Werbeanlagen, die unabhängig von Gebäuden errichtet werden sind 
auch Fahnen bis zu 10 m Höhe zulässig. 

2.2 Orientierungstafeln und Sammelwerbeträger sind ausschließlich im Einfahrtsbereich des 
Gewerbe- und Kerngebietes zulässig. 

2.3 Das Anbringen von Werbeanlagen an Sonderbauteilen wie z.B. Aufzugstürmen, 
Silos, Schornsteinen o.a. sowie oberhalb der Trauflinie oder auf Flachdächern ist 
nicht zulässig. 

richtungen auszustatten, die ein Lüften der Räume ohne Öffnen der Fenster ermöglichen. 

8.3 In den Mischgebieten mit Festsetzung des Lärmpegelbereichs IV und V sind Schlaf- und 
Kinderzimmer in Gebäuden, die nach Inkrafttreten des Bebauungsplans errichtet werden, mit 
schallgedämpften Belüftungseinrichtungen auszustatten, die ein Lüften der Räume ohne 
Öffnen der Fenster ermöglichen. Für die übrigen schutzbedürftigen Räume in den 
Lärmpegelbereichen IV und V sowie für Schlafzimmer und Kinderzimmer im 
Lärmpegelbereich III werden diese Belüftungseinrichtungen empfohlen. 

8.4 In den Gewerbegebieten müssen die Fassadenbauteile (d.h. Fenster, Außenwände und 
Dachflächen) schutzbedürftiger Räume von Gebäuden, die nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplans errichtet werden, die folgenden Anforderungen an die Luftschalldämmung 
von Außenbauteilen nach den Tabellen 8 und 9 der DIN 4109 “Schallschutz im Hochbau“ für 
die folgenden Lärmpegelbereiche erfüllen: 
• Fassaden entlang der Siemensstraße, LPB V 
• Seitliche Fassaden entlang der Siemensstraße, LPB IV 
• Fassaden entlang der Benzstraße und der Else-Kröner-Straße, LPB IV 
• Übrige Fassaden, LPB III 
Für Büroräume in den Lärmpegelbereichen IV und V werden schallgedämpfte 
Belüftungseinrichtungen empfohlen, die ein Lüften der Räume ohne das Öffnen der Fenster 
ermöglichen 

8.5 Die Gewerbegebiete im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden nach § 1 Abs. 4 der 
BauNVO nach der maximal zulässigen Schal lemission gegliedert. Es werden die in der 
nachfolgenden Tabelle angegebenen ausbreitungswirksamen flächenbezogenen 
Schallleistungspegel LW'' in dB(A) pro m² festgesetzt, die von den Betrieben nicht 
überschritten werden dürfen. 
 
Zulässige Geräuschemissionen tags / nachts durch Gewerbelärm: 
Teilfläche. LW’’ tags / nachts in 

dB(A)/m²
Teilfläche H1  60 / 45 
TeilflächenH2 60 / 50
Teilfläche J1  60 / 48
Teilflächen G und  J2  60 / 50
Teilfläche J3  60 / 50

 
Hinweis 
Der zulässige ausbreitungswirksame Gesamtschallleistungspegel LW eines Betriebes mit der 
Flächengröße Si im Plangebiet in m² errechnet sich aus dem flächenbezogenen 
Schallleistungspegel Lw" wie folgt: 

LW = LW" + 10 lg (Si / S0), 
wobei SI den überbaubaren Anteil der Betriebsfläche in m² und S0 die Bezugsfläche von 1 m² 
darstellt. Unter einem ausbreitungswirksamen Schallleistungspegel ist in diesem Sinne zu 
verstehen, dass bei der Ausbreitungsrechnungen nach DIN ISO 9613 Teil 2 nur die 
Entfernung, der Korrekturfaktor für Meteorologie C0 = 2 dB und die Bodendämpfung nach  

 

8.1 Fassadenbauteile (d.h. Fenster, Außenwände und Dachflächen) schutzbedürftiger Räume 
von Gebäuden, die nach Inkrafttreten des Bebauungsplans errichtet werden, müssen die 
Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach den Tabellen 8 und 9 
der DIN 4109 “Schallschutz im Hochbau“ für die in der Planzeichnung jeweils festgesetzten 
Lärmpegelbereiche erfüllen: 

 

Hinweis ohne Festsetzungscharakter:  

Die Anforderungen an das Gesamtschalldämm-Maß sind erfüllt, wenn der nach Flächen-
anteilen berechnete Mittelwert der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen mindestens das 
geforderte, resultierende Schalldämmmaß aufweist. Das erforderliche bewertete 
Schalldämmmaß der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen ist im Einzelnen von der Raum-
größe, -nutzung und –geometrie abhängig und kann daher auf der Ebene der Bauleitplanung 
nicht verbindlich angegeben werden. Grundsätzlich ist zu beachten, dass bei ausgebauten 
Dachgeschossen die Dachkonstruktion ebenfalls die jeweiligen Anforderungen, die aus dem 
Lärmpegelbereich resultieren, erfüllen muss. 

 
8.2 In allen Kerngebieten (MK) sind die Schlaf- und Kinderzimmer in Gebäuden, die nach 

Inkrafttreten des Bebauungsplans errichtet werden, mit schallgedämpften Belüftungsein- 

7 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft sowie Festsetzungen und Bindungen für 
Bepflanzungen und die Erhaltung von Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und mit § 9 
Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

7.1 Entlang der Erschließungsstraßen sind auf den zeichnerisch festgesetzten Standorten 
hochstämmige Laubbäume gemäß Pflanzliste 5 zu pflanzen und fachgerecht zu pflegen. Bei 
Baumreihen ist eine einheitliche Pflanzenauswahl zu treffen. Die zu pflanzenden Bäume 
müssen einen Stammumfang von mindestens 16 – 18 cm (mindestens 3-mal verschult) 
aufweisen. Abgestorbene Bäume sind durch entsprechende Neupflanzungen zur 
nächstmöglichen Pflanzperiode zu ersetzen. Ein Abweichen von den zeichnerisch 
festgesetzten Baumstandorten kann zugelassen werden, wenn zwingende Gründe (z.B. 
Grundstückszufahrten, unterirdische Leitungen) dies erfordern.  

7.2 Auf den zeichnerisch festgesetzten Standorten in den Fußgängerbereichen und im Bereich 
des Fuß- und Radweges sind hochstämmige Laubbäume gemäß Pflanzliste 1 zu pflanzen 
und fachgerecht zu pflegen. Bei Baumreihen ist eine einheitliche Pflanzenauswahl zu treffen. 
Die zu pflanzenden Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 16 – 18 cm 
(mindestens 3-mal verschult) aufweisen. Ein Abweichen von den zeichnerisch festgesetzten 
Baumstandorten kann zugelassen werden, wenn zwingende Gründe (z.B. 
Grundstückszufahrten, unterirdische Leitungen) dies erfordern; die Gesamtzahl der zu 
pflanzenden Bäume ist hierbei jedoch einzuhalten. Beiderseits des Fuß- und Radweges sind 
auch Pflanzflächen mit Bäumen und Sträuchern herzustellen und fachgerecht zu pflegen. Bei 
den Strauchpflanzungen sind überwiegend heimische Arten gemäß Pflanzliste 2 zu 
verwenden. Abgestorbene Gehölze sind durch entsprechende Neupflanzungen zur 
nächstmöglichen Pflanzperiode zu ersetzen.  

 

7.3 Der Gehölzbestand auf den Uferböschungen des Dornbachs ist zu erhalten und fachgerecht 
zu pflegen. Standortfremde Gehölze wie Robinien, Ziersträucher sind im Rahmen der 
Gewässerunterhaltung sukzessive zu entfernen. Notwendige Unterhaltungsmaßnahmen und 
Neuanpflanzungen sind nur in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde und der Unteren 
Naturschutzbehörde zulässig.  

7.4 Die zeichnerisch festgesetzten Einzelbäume sowie die Gehölze auf den Flächen mit
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sind zu erhalten. Eine fachgerechte Pflege der Gehölze ist sicherzustellen. 
Gehölze, die durch natürlichen Abgang verloren gehen oder deren Beseitigung aus 
zwingenden Gründen erforderlich ist, sind durch gleichartige Nachpflanzungen zu ersetzen. 
Aufschüttungen oder Abgrabungen im Bereich vorhandener Bäume sind unzulässig.  

7.5 Je 200 m² nicht überbauter Grundstücksfläche (Grundstücksfreiflächen) in den MI-Gebieten 
und den GE-Gebieten ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum oder ein 
Obstbaumhochstamm zu pflanzen und fachgerecht zu pflegen. Vorhandene Bäume sind 
entsprechend anzurechnen. Zur Verwendung von Laubbäumen sind in der Pflanzliste 1 
Empfehlungen gegeben.  

7.6 Je 6 Stellplätze ist ein hochstämmiger Laubbaum in direkter Zuordnung im Stellplatzbereich 
zu pflanzen und fachgerecht zu pflegen. Abgestorbene Bäume sind durch entsprechende 
Neupflanzungen zur nächstmöglichen Pflanzperiode zu ersetzen. Zur Verwendung von 
Laubbäumen sind in der Pflanzliste 1 Empfehlungen gegeben.  

7.7 Die Stellplatzflächen sind mit Bäumen und Sträuchern einzugrünen. Die Gehölze sind in 2-
reihiger Pflanzung auf einem mindestens 2 m breiten Streifen anzulegen und zu erhalten. 
Eine fachgerechte Pflege der zu pflanzenden Gehölze ist sicherzustellen. Abgestorbene 
Gehölze sind durch entsprechende Neupflanzungen zur nächstmöglichen Pflanzperiode zu 
ersetzen.  

7.8 Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 15° Dachneigung sind zu begrünen und dauerhaft 
zu unterhalten. Auf der Fläche können Pflanzungen (Sedumsprossen, standortgerechte 
Stauden) oder Ansaaten (spezielle Gräser-/ Kräutermischungen für die Dachbegrünung) 
erfolgen. Ausgenommen hiervon sind über dem eigentlichen Gebäudedach angebrachte 
zusätzliche Dachkonstruktionen („schwebende Dächer“).  
 

8 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

2.6 Technische Anlagen für aktive Solarenergienutzung wie Solarzellen, Sonnenkollektoren sind 
ohne Flächenbegrenzung der Nr. 2.5 zulässig. Die Anlagen sind mindestens im gleichen Maß 
ihrer Höhe von der Außenkante des darunter liegenden Geschosses abzurücken. 
 

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V mit § 22 
BauNVO) 

3.1 Von der im Kerngebiet zur Bahnseite hin festgesetzten Baulinie darf je Baugrundstück auf 15 
% der Länge der Baulinie mit der Gebäudefassade zurückgewichen werden. 

3.2 Die im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen und Baulinien gelten auch für Geschosse 
unterhalb der Geländeoberfläche. 
 

4 Flächen für Stellplätze, Garagen mit ihren Einfahrten und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB i.V. mit. § 12 Abs. 6 BauNVO und § 14 Abs. BauNVO) 

4.1 Im Kerngebiet sind Kfz-Stellplätze ausschließlich in Tiefgaragen, Parkhäusern, Großgaragen 
oder auf den gesondert hierfür festgesetzten Flächen unterzubringen. Tiefgaragen sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zu- und Ausfahrten sind in die 
Bebauung zu integrieren. Abweichend hiervon darf eine Zu- und Ausfahrt in eine Tiefgarage 
für das Kerngebiet an der Verlängerung der Else-Kröner-Straße in dem in der Planzeichnung 
festgesetzten Bereich für Ein- und Ausfahrten angeordnet werden. Nebenanlagen sind 
ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4.2 Im Gewerbegebiet ist die Anlage von Stellplätzen nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie auf den Flächen zwischen straßenseitiger Baugrenze/Baulinie und 
Straßenbegrenzungslinie zulässig, jedoch nicht entlang der Straßenbegrenzungslinien von 
Fußwegen und verkehrsberuhigten Bereichen. Nebenanlagen sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4.3 Im Gewerbegebiet sind Zu- und Ausfahrten von Tiefgaragen ausnahmsweise auf den Flächen 
zwischen straßenseitiger Baugrenze/Baulinie und Straßenbegrenzungslinie zulässig, wenn sie 
zum Straßenraum durch eine ausreichende Bepflanzung mit Sträuchern oder Hecken 
eingegrünt sind (§ 31 BauGB). 
 

5 Wasserflächen in Verbindung mit Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und 
Nr. 20 BauGB) 

Der Dornbach ist naturnah zu gestalten. Vorbeugende Maßnahmen zur Verhinderung von 
Tiefenerosion sind zu treffen. Maßnahmen, welche die natürlichen Funktionen des 
Gewässers einschließlich der Uferbereiche beeinträchtigen, sind unzulässig. Bauliche 
Anlagen und Unrat entlang des Gewässers sind zu beseitigen. Für Um-
gestaltungsmaßnahmen an Gewässern ist eine gesonderte wasserrechtliche Genehmigung 
erforderlich. 
 

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB) 
Das im Bereich der Verkehrsfläche mit unterirdischer Bahnnutzung festgesetzte 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht enthält folgende Befugnisse: 

 Geh- und Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit, 

 Leitungsrecht zugunsten der Stadt Bad Homburg – Stadtentwässerung -  und zugunsten 
sonstiger Versorgungsträger gemäß Planeintrag. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst 
die Befugnis der Stadt Bad Homburg, Abwasserleitungen inklusive Schachtbauwerke 
sowie die Befugnis, sonstiger Versorgungsträger, Ver- und Entsorgungsleitungen 
anzulegen, zu benutzen, und dauerhaft zu unterhalten. 

 
 
 

1.2.5 Im Kerngebiet sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Spielhallen" und "Wettbüros" nicht zulässig. 
 

1.3 GEe = Eingeschränktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 
1.3.1 Im Gewerbegebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO „Tankstellen“ nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 

BauNVO unzulässig. 

1.3.2 Im Gewerbegebiet sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen "Anlagen für kirchliche Zwecke" nach § 8 Abs. 3 Nr.2 BauNVO  nicht zulässig. 

1.3.3 Im Gewerbegebiet sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Betriebe des Beherbergungsgewerbes“ 
und "Schank- und Speisewirtschaften“ unzulässig. 

1.3.4 Im Gewerbegebiet sind jeweils gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Gewerbebetriebe" nach § 8 Abs. 
2 Nr. 1 BauNVO sowie die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen "Vergnügungsstätten“ nach 
§ 8 Abs. 3 Nr.3 BauNVO nicht zulässig, soweit deren Angebot auf sexuelle Animation zielt; 
hierzu zählen insbesondere Stripteaselokale, Table-Dance-Bars, Animierlokale, Kinos und 
Vorführräume und Gelegenheiten zur Vorführung von Filmen pornographischen Inhalts, 
Peepshows und sonstige Vorführ- oder Gesellschaftsräume, deren Geschäftszweck auf 
Darstellungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist. 

1.3.5 Im Gewerbegebiet sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO Einzelhandelsflächen, deren Ver-
kaufsflächen nicht der Selbstvermarktung von in diesen Gebieten produzierenden und 
weiterverarbeitenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben dienen und deren Verkaufsflächen 
nicht nur einen untergeordneten Teil der durch das Betriebsgebäude überbauten 
Betriebsflächen einnehmen, unzulässig. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 Als Bezugspunkt 0,0 m für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen wird gemäß § 18 
Abs. 1 BauNVO die mittlere Höhe (bezogen auf die Gebäudelänge) der zugewandten, 
nächstgelegenen, anbaufähigen Straße, gemessen in Straßenmitte (= Straßenachse), 
festgesetzt. Für die festgesetzten Kerngebiete ist die entlang der Bahnlinie festgesetzte 
Erschließungsstraße maßgebend. 

2.2 Die max. Wandhöhe Wh max. je Einzelgebäude wird definiert als das senkrecht gemessene 
Maß zwischen dem Bezugspunkt und der Schnittlinie der Gebäudeaußenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut. Kommen Flachdächer zur Ausführung, so gilt die festgesetzte max. 
Wandhöhe WH max. analog für die Oberkante Flachdachrand (Attika). Die max. Wandhöhe 
darf bis zur festgesetzten max. Gebäudehöhe um ein Staffelgeschoss überschritten werden. 
Staffelgeschosse sind mindestens um 1,80 m von den straßenzugewandten Außenkanten des 
darunter liegenden Geschosses abzurücken.  

2.3 Die min. Wandhöhe Wh min. je Einzelgebäude wird definiert als das senkrecht gemessene 
Maß zwischen dem Bezugspunkt und der Schnittlinie der Gebäudeaußenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut. 

2.4 Die Traufe von Zwerchhäusern darf bei Gebäuden mit geneigten Dächern die festgesetzten 
max. Wandhöhen um bis zu max. 2,0 m überschreiten. Die Firsthöhe von Zwerchhäusern 
darf die max. zulässige Gebäudehöhe nicht überschreiten. 

2.5 Ausnahmsweise kann darüber hinaus für Sonderbauwerke und -bauteile, die für zulässige 
Anlagen erforderlich sind (z.B. Schornsteine. Abgas- und Abluftanlagen), aufgrund deren 
besonderer Zweckbestimmung sowie für Bauwerke aufgrund besonderer betrieblicher 
Anforderungen im Gewerbegebiet und im Kerngebiet eine Überschreitung der Höchstwerte 
zugelassen werden, soweit diese auf Flächenteile von maximal 15 % des darunter liegenden 
Geschosses beschränkt bleibt (§ 31 Abs.  

 
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes textlich festgesetzt: 
 

I PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 (gemäß § 9 BauGB i.V. mit §§ 1 - 23 BauNVO) 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 1, 6, 7 und 8 BauNVO) 

1.1 MI = Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
1.1.1 Im Mischgebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO "Anlagen für Verwaltungen sowie für 

kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke" nach § 6 Abs. 2 Nr. 5 
BauNVO, "Gartenbaubetriebe" nach § 6 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO, "Tankstellen" gemäß § 6 Abs. 
2 Nr. 7 BauNVO und "Vergnügungsstätten" nach § 6 Abs. 2  Nr. 8 BauNVO unzulässig. 

1.1.2 Im Mischgebiet sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die "Vergnügungsstätten" nach § 6 
Abs. 3 BauNVO unzulässig. 

1.1.3 Im Mischgebiet sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Einzelhandelsbetriebe" nach § 6 Abs.2 Nr. 3 
BauNVO unzulässig, wenn deren Angebot zentrenrelevant im Sinne des von der 
Stadtverordnetenversammlung am 13.10.2005 beschlossenen Zentrenkonzepts der Stadt 
Bad Homburg (DS SV 1/1865-5) ist. Die Liste der zentrenrelevanten Sortimente gemäß 
Zentrenkonzept ist Bestandteil des Bebauungsplans und ist den textlichen Festsetzungen in 
Form einer Anlage beigefügt (Kap. V, Anlage 1). 

1.1.4 Im Mischgebiet sind jeweils gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Schank- und Speisewirtschaften" 
nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sowie "sonstige Gewerbebetriebe" gemäß § 6 Abs. Nr. 4 
BauNVO unzulässig, wenn deren Angebot auf sexuelle Animation zielt; hierzu zählen 
insbesondere Stripteaselokale, Table-Dance-Bars, Animierlokale, Kinos und Vorführräume 
und Gelegenheiten zur Vorführung von Filmen pornographischen Inhalts, Peepshows und 
sonstige Vorführ- oder Gesellschaftsräume, deren Geschäftszweck auf Darstellungen mit 
sexuellem Charakter ausgerichtet ist. 

1.2 MK = Kerngebiet (§ 7 BauNVO) 
1.2.1 Im Kerngebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO die Nutzungen "Tankstellen im Zu-

sammenhang mit Großgaragen" nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO nicht zulässig. 

1.2.2 Im Kerngebiet sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO "Tankstellen" nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO und die ausnahmsweise zulässigen "Wohnungen“ nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
nicht zulässig. 

1.2.3 Im Kerngebiet sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Einzelhandelsbetriebe" nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO unzulässig, wenn deren Angebot zentrenrelevant im Sinne des von der 
Stadtverordnetenversammlung am 13.10.2005 beschlossenen Zentrenkonzepts der Stadt 
Bad Homburg (DS SV 1/1865-5) ist. Die Liste der zentrenrelevanten Sortimente gemäß 
Zentrenkonzept ist Bestandteil des Bebauungsplans und ist den textlichen Festsetzungen in 
Form einer Anlage beigefügt (Kap. V, Anlage 1). 

1.2.4 Im Kerngebiet sind jeweils gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO "Schank- und Speisewirtschaften“ und 
"Vergnügungsstätten" nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sowie "sonstige nicht wesentlich 
störende Gewerbebetriebe“ gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO unzulässig, soweit deren
Angebot auf sexuelle Animation zielt; hierzu zählen insbesondere Stripteaselokale, Table-
Dance-Bars, Animierlokale, Kinos und Vorführräume und Gelegenheiten zur Vorführung von 
Filmen pornographischen Inhalts, Peepshows und sonstige Vorführ- oder 
Gesellschaftsräume, deren Geschäftszweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter 
ausgerichtet ist.  


